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Studien zum öſterrrichiſchen Vereins- und Berfamm- 
lungsrechte. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 
XII.) 


Beiträge zur Geſchichte des Vereinsrechtes mit beſonderer Beziehung auf 
die politiſchen Vereine. 


Wenn ein Volk die ſtändiſche Geſellſchaftsgliederung durchbrochen, 
dann iſt die Bahn frei für die modernen Formen der Vereinsbildung, 
nämlich für frei geknüpfte und frei lösbave Vereinigungen der Indivi⸗ 
duen zur Verfolgung der Intereſſen der Gemeinſchaft. So feindlich der 
Polizeiſtaat des 18. Jahrhunderts ſich auch unmittelbar gegen jegliches 
corporative Weſen erwieſen haben mag, mittelbar hat er das moderne 
Vereinsweſen gefördert, ja er iſt geradezu eine Vorbedingung desſelben 
zu nennen. 5 

Sit ſomit die ftaatsbürgerliche Geſellſchaft der Boden, aus welchem 
das moderne Vereinsleben erwächſt, ſo ift die Atmoſphäre einer freien 
Verfaſſung die Lebensluft, ohne welche dasſelbe nicht gedeihen kann. 
Der Polizeiſtaat reißt allerdings die Schranken ſocialer Sonderung 


*) Vgl. Nr. 26 des laufenden Jahrganges dieſer Zeitſchrift. 


| Georgs III. 


nieder, verknüpft die Individuen unmittelbar mit der Staatsgewalt und 
nimmt die Kräfte derſelben unvermittelt für ſich in Anſpruch, mit der 
geſchaffenen Rechtsgleichheit und der Auflöſung aller hiſtoriſchen geſell⸗ 
ſchaftlichen Verbände erwacht allerdings die Fähigkeit und das Bedürf⸗ 
niß einer neuen Gliederung und Vergeſellſchaftung der Individuen zur 
Erreichung öffentlicher Zwecke, niemals aber wird die letztere ſich leben⸗ 
dig entfalten können, wenn nicht die Mitwirkung der Staatsbürger an 
den Aufgaben des Staates das Princip des öffentlichen Rechtes iſt. 
Der Bruch mit den Traditionen des abſoluten Staates iſt das zweite 
zwingende Erforderniß. 

Aus dieſen Gründen iſt gerade unſer Jahrhundert, in welchem 
ſich der, trotz aller Verkehrtheit und Einſeitigkeit im Einzelnen, un⸗ 
ſtreitig großartige Verſuch vollzieht, die Grundſätze des engliſchen 
Staatsrechtes in den continentalen Verhältniſſen neu zu geſtalten — 
eine Bewegung, an Umfang und Tiefe nur vergleichbar der Reception 
des römiſchen Privatrechtes ) — aus dieſen Gründen iſt gerade das 
19. Jahrhundert dazu berufen geweſen, dem modernen Vereinsleben 
ſeinen mächtigen Aufſchwung zu verleihen. 

Dieſe Erſcheinung kehrt auch ſpeciell bei den politiſchen Vereinen 
wieder. In England allerdings hat ſich in der zweiten Hälfte des 
vorigen Jahrhunderts mit der Preſſe und den politiſchen Verſamm⸗ 
lungen die Thätigkeit der Clubs und der politiſchen Vereine erfolgreich 
entfaltet 2), auf dem Continent hingegen erſchöpft ſich das Leben der⸗ 
ſelben, wenn wir die zwar großartigen, aber vorübergehenden Erſchei⸗ 
nungen der franzöfifchen Revolution nicht in Rechnung ziehen, faſt 
durchwegs nur in geheimen Geſellſchaften. 

Wir wollen nun ſehen, wie ſich die Geſetzgebung den politiſchen 
Vereinen gegenüber in Oeſterreich entwickelt hat. 

Die älteſten Verordnungen, welche wir bezüglich der politiſchen 
Vereine auftreiben konnten, gehören der zweiten Hälfte des achtzehnten 
Jahrhunderts an; fie berühren ſämmtlich, da an die Geſtattung öffent⸗ 
lich wirkender politiſcher Vereine ohne Zweifel gar nicht gedacht wird, nur 


) v. Treitſchke, das conſtitutionelle Königthum in Deutſchland (Hi⸗ 
ſtoriſche und politiſche Aufſätze, 4. Auflage, 3. Band, S. 395). 

) May, die Verfaſſungsgeſchichte Englands ſeit der Thronbeſteigung 
1760 —1860. Ueberſetzt von Oppenheim. II. B. 1. Abth. S. 218. 


die geheimen Geſellſchaften. In der Inſtruction für die Polizei⸗Unter⸗ 
commiſſäre in Wien vom 26. Juni 1754 wird es denſelben zur Pflicht 
gemacht, „auf alle heimlichen und verdächtigen Zuſammenkünfte ein ob⸗ 
achtſames Auge zu tragen und allſällige Wahrnehmungen ſogleich dem 
Obercommiſſär anzuzeigen“ ), und in den Neunziger Jahren findet 
das Verbot geheimer Geſellſchaften wiederholt ganz allgemein Ausdruck. 
„Den Behörden obliegt die Wachſamkeit gegen bedenkliche und gefähr⸗ 
liche Zuſammenkünfke, Clubs, oder wie ſolche Winkelgeſellſchaften und 
ſich geheim haltende Innungen ihre Conventikel immer nennen mögen“, 
fo heißt es in der neuen Polizeiverfaſſung für Wien von 1791), 
„die Kreisämter haben auf die geheimen Geſellſchaften zu ſehen“, „ge⸗ 
heime Zuſammenkünfte ſind unter keinem Vorwande zu geſtatten und 
die Dawiderhandelnden find zu beftrafen”, jo lautet die Norm in zwei 
Hofdecreten ®) dieſer Zeit. Von Beamten, Geiftlichen, Lehrern und Ad⸗ 
vocaten werden eidliche Reverſe verlangt, daß fie derlei Vereinen nicht 
angehören ), und ſchließlich finden die Vorſchriften gegen geheime 
Geſellſchaften ihre einſchneidendſte Bekräftigung in dem Strafgeſetzbuche 
von 1803. 

Neben der Verfolgung der Geheimbünde im Allgemeinen findet 
ſich aber auch die ſpecielle Unterdrückung beſtimmter Vereine. So wird 
durch Hofreſervatbefehl vom 25. Auguſt 17647) der Jonathan⸗Orden 
(eine Art Freimaurerorden) aufgehoben, durch den Erlaß vom 8. No⸗ 
vember 1766 der Beitritt zur Geſellſchaſt der Freimaurer und zum 
Orden der Roſenkreuzer allgemein unterſagt ), und wenn die Maurerei 
in der joſefiniſchen Zeit wieder Zulaſſung ſindet, ) ſo hat das Verbot 
dafür nunmehr alle kirchlichen Bruderſchaften mit einziger Ausnahme 
der mit dem Armeninſtitute vereinigten der „thätigen Liebe des 
Nächſten“ getroffen 10, 

In dieſer negativen Richtung bewegen ſich auch die Erläſſe der 
erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts ausnahmslos. 

Das Decret der k. k. pol. Hofſtelle vom 6. April 1820 1) ver⸗ 
ordnet, daß geheime Geſellſchaſten und Vereine der akademiſchen Jugend 
auf das Eifrigſte hintanzuhalten ſeien, und das Studien⸗Hofcommiſſions⸗ 
Decret vom 15. November 1823 1?) erläutert die beſtehenden Verbote 
gegen geheime Geſellſchaften und Verbindungen dahin, daß ſich dieſelben 
insbeſondere auch auf die unter dem Namen der allgemeinen Burſchen⸗ 
ſchaft bekannten Univerſitätsvereine beziehen. 

Durch dieſe Normen ſollte die von Deutſchland ausgehende Be⸗ 
wegung getroffen werden, nicht minder machte die Regierung aber 
auch Front gegen die italieniſche Agitation. 

Das an ſämmtliche Landeschefs gerichtete Hofkanzlei⸗Miniſterial⸗ 
Schreiben vom 16. November 1821 13) gibt die auf Umſturz der beſtehenden 
Regierungen gerichtete Abſicht der Secte der Carbonari bekannt und droht 
die Anwendung der SS 52 bis 56 des St. G. B. auf dieſelben an 5 
und ein Hofdecret vom 23. Februar 1822 19) verordnet die kirchliche 
Publication der die Carbonari betreffenden päpſtlichen Exkommunications⸗ 
bulle in den geſammten k. k. Staaten. 

Neben der directen Bekämpfung beſtimmter politiſcher Beſtrebungen 
und Verbindungen wachte die Regierung aber auch ängſtlich darüber, 
daß keiner der geſtatteten, programmmäßig nicht polſtiſchen Vereine eine 
politiſche Thätigkeit entfalte; als Beleg hiefür möge die a. h. Ent⸗ 
ſchließung vom 6. Februar 1832 1%) dienen, daß kein Gewerbeverein 
die Geſtalt einer die Rechte einzelner Gewerbsclaſſen gegenüber den Be⸗ 
hörden vertretenden Eorporation annehmen dürfe. 


) Barthenheim, adm. Polizei, B. I. S. 223. 

) Kdm. der n. ö. Regierung vom 1. Nov. 1791 (Geſetze Leopold's II. 
B. 3. S. 176). a * 

) Hfd. vom 9. März 1792 (Barthenheim. adm Polizei, Bd. 1, S. 222), 
HD. vom 9. Jänner 1793, 8 1 (Barthenheim, adm. Polizei, Bd. I, S. 221). 

e) Hfd. vom 27. April 1801 an ſämmtliche Landeschefs (Pol. Geſetzſamm⸗ 
lung, B. 16, S. 78). 

?) Kropatſchek, Geſetze Maria Thereſia's, B. 4, S. 282. 

6) Stubenrauch, Vereinsweſen, S. 2. 
6) Hfd. vom 14. December 1785 (Krop., Gef. Joſef's II., B. 8, S. 250). 
) Hfd. vom 27. November 1783 (Krop., Geſ. Joſef's II., B. 2, S. 237). 
1) Barthenheim, adm. Polizei, Bd. 1, ©. 223. 
1) N. Oe. Reg.⸗Decret vom 4. December 1823 (Prov. Geſ.⸗Samml. f. 
N. Oe., B. 5, S. 4222). 

12) Pol. Geſ.⸗Sammlung, B. 49, S. 328. 

4) Das Gleiche geſchieht durch Hfd. vom 20. Juli 1833 (Pol. Geſ.⸗ 
Samml. B. 61, S. 187) rückfichtlich der „Giovine Italia“. 

4) Galiz. Gub.⸗Kundm. vom 29. März 1822 (Prov. Geſ.⸗Samml. für 
Galizien, B. 4, S. 139). 

10) Zaleisky, Handbuch der Geſetze für die Polizeiverwaltung, 
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Nach all dem Geſagten haben die Bundesbeſchlüße von 1832 17, 
welche in Oeſterreich publicirt wurden, eine hier unbekannte Beſchränkung 
des Vereinsrechtes nicht geſchaffen, und es war nur die Legaliſirung 
eines factiſchen Zuſtaudes, wenn die erſten das ganze Vereinsweſen um⸗ 
faſſenden Vorſchriften, die bekannten Directiven von 1843, die Bildung 
von politiſchen Vereinen vollſtändig ignorirten. 

Das Jahr 1848 war natürlich nicht dazu angethan, eine ein⸗ 
gehende geſetzliche Regelung des weiten Gebietes des Vereinsweſens zu 
ſchaffen, aber ebenſo begreiflich iſt es, daß in den verſchiedenen „Grund⸗ 
rechten“ dieſer Epoche die Gewährleiſtung des Vereinsrechtes, ſei es 
im Allgemeinen oder mit beſonderer Betonung der politiſchen Vereine, 
nicht fehlte. 

Hieher gehört Art. 8 der „Grundrechte des deutſchen Volkes“, 
welcher ein Recht, Vereine zu bilden, kennt, das durch keine vorbeugende 
Maßregel beſchränkt werden darf, hieher § 22 der „Verfafſungsurkunde 
des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates“ vom 25. April 1848, welcher allen 
Staatsbürgern das Petitionsrecht und das Recht, Vereine zu bilden, 
zuſpricht und beſondere Geſetze verheißt, welche die Ausübung dieſer 
Rechte regeln ſollen. Es fehlt dem entſprechend ein ähnlicher Paſſus 
ebenſo wenig in den Grundrechten des Kremſierer Reichstages als, was 
wichtiger iſt, in dem Patente vom 4 März 1849 über die durch die 
conſtitutionelle Staatsform gewährleiſteten politiſchen Rechte, welches 
gleichzeitig mit der octroyrten Verſaſſung erſchien. Allein der 8 7 des 
letzterwähnten Patentes, um nur von dieſem zu ſprechen, lautet nicht 
mehr jo allgemein als die den Grundrechten von 1848 geläufigen 
Beſtimmungen, er kennt ein Recht der öſterreichiſchen Staatsbürger, 
ſich zu verſammeln und Vereine zu bilden, nur inſofern, als Zweck, 
Mittel oder Art und Weiſe der Verſammlung oder Vereinigung weder 
rechtswidrig noch ſtaatsgefährlich find. is) Es hängt dies mit den 
Erfahrungen zuſammen, welche die Geſetzgebung des Jahres 1849 
auf dem Gebiete des politiſchen Vereinslebens durch die Wechſelfälle 
des Revolutionsjahres regiſtrirt erblickte. Nicht nur war mit der 
Verhängung des Belagerungszuſtandes in Prag, Wien, Lemberg 
eine Suſpenſion des Vereins⸗ und Verſammlungsrechtes, wenigſtens 
für einen beſtimmten Zeitpunkt und ein beſtimmtes Territorium, factiſch 
ſchon eingetreten und hatte ſomit die Beſchränktheit dieſes Rechtes ad 
oculos demonſtrirt, ſondern auch eine ganz allgemeine Verfügung ähn⸗ 
licher Natur lag bereits vor in dem Miniſterialerlaſſe vom 6. De⸗ 
cember 1848, welcher die Auflöſung aller demokratiſchen Vereine und 
Arbeiterclubs verfügt hatte. 16) 


1) Hofd. vom 8. Auguſt 1832 an die Landesſtellen von Niederöſterreich, 
Oberöſterreich, Böhmen, Mähren, Steiermark, Illyrien, Tirol und Küſtenland, 
Pol. Geſ.⸗Samml., B. 60, S. 213: „Politiſche Vereine ſind in ſämmtlichen 
Bundesſtaaten unterſagt. Studenten, welche geheimen Verbindungen angehören, 
ſollen zu keinem öffentlichen Amte zugelaffen werden. Die in derartige Ver bin⸗ 
dungen verflochtenen Individuen werden gegenſeitig mitgetheilt.“ 

) Es muß rühmend anerkannt werden, daß der erſte Schritt der Selbſt⸗ 
beſchränkung ſchon durch den Reichstag erfolgte. Der 8 10 der Kremſierer Grund⸗ 
rechte gewährt den öſterreichiſchen Staatsbürgern wohl das Recht, ohne alle be⸗ 
hördliche Bewilligung Vereine zu bilden, aber nur inſoferne Zweck und Mittel 
der Vereinigung weder rechtswidrig noch ſtaatsgefährlich ſind. Die Berathungen 
in Kremſter Hatten eben den Sturm und Drang des Jahres 1848 in manchen 
Beziehungen ſchon himer ſich. 

16) Des großen hiſtoriſchen Intereſſes wegen laſſen wir den im R. G. Bl. 
1849, Nr. 11, S. 13 publicirten Miniſterialerlaß hiemit in ſeinem vollen Wortlaut 
folgen: „So wie alle politiſchen Rechte der Staatsbürger in allen, ſelbſt den 
ſreieſten Staaten ihre Begrenzung in dem Principe des Staates finden, ſo auch 
das Recht, Vereine zu bilden. Vereine, welche Zwecke verfolgen, die geradezu gegen 
die Grundpfetler eines gegebenen Staates, gegen feine Verfaſſung, gegen die 
Sicherheit des Lebens und Eigenthums der einzelnen Bürger, für deren Erhal⸗ 
tung der Staat zu ſorgen verpflichtet iſt, ankämpfen und ſie zu untergraben 
ſuchen, ſind nicht ein Ausfluß, ſondern ein Mißbrauch der Freiheit und die voll⸗ 
ziehende Gewalt im Staate, welche den Beruf und die Pflicht hat, den Geſetzen 
überhaupt, insbeſondere aber den Verfaſſungsgrundſätzen allgemeine Achtung und 
Geltung zu verſchaffen, würde ſich der unverantwortlichſten Pflichtverletzungen dem 
Throne und dem Volke gegenüber ſchuldig machen, und einen Beweis ihrer Un⸗ 
fähigkeit und Unwürdigkeit zu regieren geben, wenn ſie Vereine duldete und in 
Wirkſamkeit beſtehen ließe, die ſtatt der Entwicklung eines freien conſtitutionellen 
Bodens, ſtatt ihrer Mitwirkung zur Feſtigung der Staatsprincipe — die Herbei⸗ 
führung anarchiſcher Zuſtände, den Umſturz der geſetzlichen Ordnung und den 
Bürgerkrieg fich zur Aufgabe machen. Zu Vereinen dieſer Art gehören die ſogenannten 
demokratiſchen Clubs und die Arbeiterelubs. Die Regierungsorgane ſehen leider 
zu lange ihrem ebenſo verbrecheriſchen als verderblichen Treiben zu, und die Folge 
war, daß fie überall Unruhe und Aufregung und in fo mancher Art das be⸗ 
klagenswertheſte Unheil angeſtiftet haben. Es iſt daher höchſte Zeit, dieſen, den 
Grundſätzen eines geregelten Staates eben ſo ſehr als den Geſetzen der Vernunft 


Bd. I, S. 797. ſelbſt widerſprechenden Vereinen ein Ende zu machen. Ich trage daher ſämmt⸗ 


Wenn indeß das Patent von 1849, auf dem Boden der That⸗ 
ſachen ſtehend, auch nicht jene Abſolutheit der Freiheit anerkannte, 
welche die Grundrechte von 1848 athmen, ſo hat es inſoferne einen 
entſchiedenen Vorzug vor den letzteren erhalten, als die Durchſührungs⸗ 
geſetze, auf welche es verweist, ſehr bald zur Wahrheit geworden ſind; 
als eine jener Verordnungen nämlich, welche die durch die Reichsver⸗ 
faſſung bedingten organiſchen Geſetze proviſoriſch erſetzen ſollten, erſchien 
ſchon am 17. März das Patent über das Vereins⸗ und Verſamm⸗ 
lungsrecht. Durch dieſes wurde die Exiſtenz der politiſchen Vereine zum 
erſten Male auf unanfechtbaren geſetzlichen Boden geſtellt und ihre 
rechtliche Stellung überdieß auf das Genaueſte geregelt, denn der Theil 
des Patentes, welcher dem Vereinsrechte gewidmet iſt, behandelt ſaſt 
lediglich die politiſchen Vereine. Für alle auf Gewinn berechneten und 
auf Actien gegründeten Vereine blieb das alte Recht aufrecht und für 
alle übrigen nichtpolitiſchen Vereine ward die Reform in ein em Para⸗ 
graphe damit erſchöpft, daß an die Stelle der Conceſſionswerbung die 
Pflicht der Statutenvorlage und der Anzeige der Vorſtandswahl trat. 


Das Rechtsverhältniß der politiſchen Vereine ſtellt ſich nach dem 
Geſetze von 1849 im Weſen folgendermaßen dar. 

Sie bedürfen keiner ausdrücklichen Conceſſion, ſondern es genügt 
die 14 Tage vor Beginn der Wirkſamkeit bei der politiſchen Bezirks⸗ 
behörde erfolgte Meldung und Statutenvorlage; das iſt das durch⸗ 
greifende Princip, der Mangel ſtaatlicher Genehmigung iſt durch die 
Pflicht der Meldung und überdieß durch eine Reihe beſchränkender 
Normativbedingungen ausgeglichen. Minderjährige und Frauen ſind 
ausgeſchloſſen (letztere auch als Zuhörerinnen), der Vorſtand muß aus 
mindeſtens fünf Mitgliedern beſtehen, für die Sitzungen iſt unbedingte 
Oeffentlichkeit vorgeſchrieben, das Erſcheinen bewaffneter Theilnehmer iſt 
unterſagt, desgleichen das Tagen in Communal⸗ oder Staatsgebäuden und 
jegliche andere Autoritätsanmaßung in irgend einem Zweige der 
Geſetzgebungs⸗ oder Executivgewalt, ſerner das Tragen von Vereins⸗ 
zeichen und ſchließlich to last not least — die Affiltation. Zu⸗ 
dem beſteht die Pflicht, die Vorſtandswahlen und alle Sitzungen anzu⸗ 
zeigen, das Recht der Behörde, Abgeordnete mit den entſprechenden 
Befugniſſen in die Sitzungen zu entſenden, die Führung von Protokollen 
zu verlangen und in dieſelben jederzeit Einſicht zu nehmen. Wenn wir 
noch hinzuſügen, daß das Vereinsgeſetz ſelbſt die Sanction ſeiner Vor⸗ 
ſchriften durch eine Reihe von Strafbeſtimmungen enthält, welche bis 
zu Geldbußen von 300 fl. und ſtrengen Arreſt von 6 Monaten auf⸗ 
ſteigen, ſo haben wir den Charakter des Vereinsrechts von 1849 zur 
Genüge gekennzeichnet. 

Verhinderung jeder öffentlichen Autorität politiſcher Vereine, 
ſtrenge, ja ängſtliche Wahrung der öffentlichen Ruhe und Sicherheit, 
feſte Betonung des ſtaatlichen Aufſichtsrechtes iſt das Princip des Ver⸗ 
einsgeſetzes von 1849. Und wenn man von dem Verbot der Affi⸗ 
liation, welches nach den bekannten franzöſiſchen Muſtern auch hier 
Eingang gefunden hat, dem Verbot der Vereinsabzeichen und von 22 
ſtrengen Strafſanction abſieht, ſo muß man zugeben, daß dies alles 
durchgeführt iſt ohne drückende Beſtimmungen; wir erinnern z. B. daran, 
daß von einer Anzeigepflicht der einzelnen Mitglieder keine Rede iſt, 
ſondern nur die Bildung und Veränderung des Vorſtandes angezeigt 
werden muß, daß die Minderjährigen von der Zuhbörerſchaft nicht aus⸗ 
geſchloſſen ſind und daß eine Beſchränkung der Mitgliedſchaft nach ſo⸗ 
cialen Kategorien nicht ſtattfindet. 

Auf den durch das Vereinsgeſetz von 1849 geſchaffenen Grund⸗ 
lagen hat ſich in Oeſterreich zum erſten Male ein politiſches Vereins⸗ 
leben in geſetzlich geordneter Weiſe entfaltet, doch nur in ſchwachen 
Anfängen und nur für kurze Zeit. Der Rückſchlag in der allgemeinen 
politiſchen Strömung hatte das geſetzlich nicht geregelte, aber lebhafte 
politiſche Vereinsweſen des Jahres 1848 zum größten Theile vor dem 
Ausgange des Jahres erſtickt, ſo weit es nicht ſchon durch den in wei⸗ 
ten Strecken geltenden Belagerungszuſtand gewaltſam erdrückt war, und 


lichen Herren Länderchefs auf, unverzüglich dieſes Schreibens alle im Gouver⸗ 
nementsbezirke befindlichen demokratiſchen Vereine aufzulöſen, und mit aller 
Strenge darauf zu ſehen, daß dieſe Vereine unter keinem Vorwande und in keiner 
Weiſe ihre Wirkſamkeit fortſetzen, oder ſich unter andern Namen neu conſtituiren, 
und ihre Zwecke nach wie vor verfolgen, oder gar in geheimen Clubs thätig zu 
ſein fortfahren. Ueber den genauen Vollzug dieſer Verfügung iſt mir auf das 
Schleunigſte Bericht zu erſtatten und zugleich anzuzeigen, an welchen Orten dieſe 
Vereine beſtanden haben und wann ihre Auflöſung erfolgt iſt.“ 
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als die Aufhebung der Reichsverſaſſung zum Vollzuge kam, war auch 
die Exiſtenz des mit derſelben geſchaffenen Vereinsgeſetzes bedroht. 

Als Vorläufer der Rückkehr zu dem Standpunkte der Directiven 
von 1843, welcher mit dem Vereinsgeſetze vom 26. November 1852 
durchgeführt wurde, ſind zunächſt mehrere Specialverordnungen zu ver⸗ 
zeichnen. Wir zählen hieher die böhm. Gub.⸗Vrdg. vom 23. Juni 
1849 20), welche Gymnaſtalſchülern die Theilnahme an politiſchen Ver⸗ 
einen unterſagt, und die verallgemeinerte, verſchärfte Wiederholung dieſes 
Verbotes in dem Erlaſſe des Miniſteriums für Cultus und Unterricht 
vom 24. Juli 1849 2), den § 11 der prov. Disciplinarordnung für 
Univerſitäten, welcher Studenten verbindungen nicht geſtattet 22), die Ver⸗ 
ordnung des Miniſters des Innern vom 16. November 18512, welche die 
Genoſſenſchaften der Lichtfreunde, Deutſchkatholiken, freien Chriſten u. |. w. 
als „politiſche Vereine“ verbietet, deren Richtung auf Untergrabung 
der ſittlichen Grundlagen der Geſellſchaft und des Staates abziele, vor 
allem aber, als in ſormeller Beziehung hochwichtig, das kaiſ. Patent 
vom 31. December 1851, welches im Zuſammenhange mit der Auf⸗ 
hebung der Reichsverfaſſung den gleichzeitig mit letzterer verkündeten 
Grundrechten die Geſetzeskraft benahm, ſomit auch die Gewährleiſtung 
des Vereinsrechtes beſeitigte. Hiemit war die Bahn frei gemacht, um 
das politiſche Vereinsrecht zu knicken, und der entſcheidende Schlag er⸗ 
folgte in dem bekannten allgemeinen Verbot des § 3 Vereinsgeſetzes 
von 1852: „Die Bildung von Vereinen, welche ſich Zwecke vorſetzen, 
die in den Bereich der Geſetzgebung oder der öffentlichen Verwaltung 
fallen, iſt unterſagt.“ Dieſes Verbot hat der erſten Epoche geſetzlich 
erlaubten politiſchen Vereinslebens in Oeſterreich auch formell ein Ende 
bereitet; wenn hie und da ein politiſcher Verein ein Lebenszeichen von ſich 
gegeben haben ſollte, ſo wurde ihm nun gewiß die Auflöſung zu Theil. ?“) 

Der Zuſtand der Unterdrückung politiſcher Vereine iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich während des ganzen Decenniums der fünfziger Jahre unver⸗ 
ändert geblieben, ja ſelbſt eine Reihe von Normen, welche auf die 
nunmehr allein geſtatteten, nicht politiſchen Vereine beſchränkt ſind, 
iſt von dem Beſtreben erfüllt, auf dem ganzen Gebiete des Vereins⸗ 
lebens die politiſche Tendenz der überwundenen Richtung von vorne⸗ 
herein unmöglich zu machen. 

Hieher zählen wir z. B. den Miniſterialerlaß vom 14. Juli 1852, 
welcher den Anſchluß eines inländiſchen Vereines an einen ausländiſchen 
für unzuläſſig erklärt 2°), hieher den böhm. Statthaltereierlaß vom 
24. Februar 1854 gegen die „Nazarener“ 20) oder die tiroliſche Statt⸗ 
halterei⸗Verordnung vom 21. April 1858 2), welche die bei den 
Hutmachern wahrgenommene, aus alten Zeiten herrührende geheime 
Verbindung abzuſchaffen befiehlt. 

Mit dem weite dieſer Normen ſteht es durchaus nicht im 
Widerſpruche, daß man das kirchliche Vereinsleben begünſtigte und 
z. B., offenbar in Ausführung von Art. XXVIII des Concordates, die 
katholiſchen Bruderſchaften von der Anwendung des Vereinsgeſetzes auf 
ihre Thätigkeit befreite und ihnen ſogar die Verbindung mit gleich⸗ 
artigen ausländischen Vereinen geſtattete “s). In der Befeſtigung des kirch⸗ 


20) L. G. u. R. Bl. für Böhmen, 18: 

21) R G. Bl. 1849, Nr. 337, S. 54 

22) R. G. Bl. 1849, Nr. 416, S. 751. 

>) Die im R. G. Bl. 1851 Nr. 246, S. 634 publicixte Verordnung 
ſpricht ſich folgendermaßen aus: „Die über den Urſprung, Beſtand und die 
Tendenzen der ſogenannten Lichtfreunde, der freichriſtlichen und deutſch⸗katholiſchen 
Gemeinden gepflogenen Erhebungen haben zur Ueberzeugung geführt, daß die 
unter dieſen oder ahnlichen Namen gebildeten Geſellſchaften unter dem Deckmantel 
eines angeblich religiöfen Bekenntniſſes politiſche Parteibeſtrebungen verfolgen 
und daher als vorwaltend politiſche Vereine anzuſehen und zu behandeln ſind. 
Da eine genauere Prüfung des Zweckes und der bisherigen Wirkſamkeit dieſer 
Genoſſenſchaften ihre gefährliche auf Untergrabung der ſittlichen Grundlagen der 
Geſellſchaft und des Staates abzielende Richtung außer Zweifel geſtellt hat, 
ſo hält ſich die Regierung für verpflichtet, den Beſtand dieſer mit dem öffent⸗ 
lichen Wohle unverträglichen Genoſſenſchaften nicht länger zu dulden u. ſ. w.“ 

%) Ein Statthalterei⸗Erlaß für Böhmen vom 3 Jänner 1853 (Gedruckte 
Normalien⸗Sammlung der böhm. Statthalterei, pol. Abth., S. 247) erklärt alle 
von § 3 V. G. berührten Vereine für aufgelöst und verbietet denſelben die Wieder⸗ 
aufnahme ihrer Thätigkeit. 

25) Zaleisky, Handbuch, B. 3, S. 505. Daß dieſer Erlaß, wie wir an 
anderer Stelle ausgeführt, nicht den Charakter einer Verordnung, ſondern nur 
jenen der Inſtruction einer Unterbehörde beſitzt, benimmt ihm ſeine politiſche 
Bedeutung nicht. 

26) Gedr. Norm.⸗Samml. Bol. Abth. S. 108. 

27) L. R. Bl. für Tirol, II. Abth. Nr. 26, S. 29. 

28) A. h. Entſchließung vom 27. Juni 1856, Min.⸗Vdg. vom 28. Juni, 
R. G. Bl. 1856, Nr. 122. 


9, S. 82. 
4. 
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lichen Organismus ſah man eben auch jene des Staates und von dieſem wird, die Anſprüche der Recurrenten auf das Fiſchereirecht in der Ge⸗ 
Standpunkte aus iſt es ganz conſequent, wenn man rückſichtlich der im meinde H. aber einen privatlichen Gegenſtand bilden, welcher im Rechts⸗ 
kirchlichen Boden wurzelnden Aſſociationen ſich mit der Ueberwachung wege auszutragen iſt.“ . 
durch die Organe der kirchlichen Hierarchie an Stelle jener des Staates In dem dagegen eingebrachten Miniſterialrecurſe wird geltend 
begnügte und daneben die größte Strenge gegen jene Verbindungen an⸗ gemacht, daß in der Begründung der angefochtenen Entſcheidungen eine 
wandte, welche außerhalb der hierarchiſchen Ordnung oder dieſer ſogar petitjo p ineipili liege und daß dieſe nicht ſtichhältig ſei. Hier handle es 
feindlich gegenüberſtanden. ſich nicht um den Schutz des Fiſchereirechtes in einem Teiche oder in 
Bei ſolchem Stande der Dinge benöthigte Oeſterreich die Bundes⸗ | einem andern Privatgewäſſer, den zweifelsohne die Civilgerichte zu 
ſchlüſſe von 1854 wirklich nicht. Wenn Preußen und Baiern dieſelben | gewähren haben, jondern um den Schutz des Fiſchereirechtes in 
nicht publizirten, um ihre Vereinsgeſetze nicht erſchüttern zu laſſen, ſo | einem öffentlichen Fluße, in der Elbe. Nach 8 383 a. b. G. B. 
konnte in Oeſterreich die Kundmachung füglich unterbleiben, weil das werde durch die politiſchen Geſetze (Fiſchereiordnungen) beſtimmt, 
Vereinsgeſetz von 1852 in Zeit und Maß die Beſchlüſſe des Bundes- wem das Recht zu fiſchen gebühre. Für Böhmen beſtehe außer 
tages überholt hatte. der verneuerten Landesordnung vom Jahre 1627 kein beſonderes 
(Schluß folgt.) politiſches Geſetz darüber. Nach dieſer Landesordnung ſei aber das 
Fachereeche ein Recht der Grundobrigkeit, in deren obrigkeitlichem 
Grundbezirke ſich der fiſchbare Fluß befindet. Nachdem nun durch 
Miniſterial⸗Erlaß vom 31. Jänner 1852, Z. 460 ausdrücklich erklärt 
Mittheilungen aus der Praxis. wurde, daß durch die Grundentlaſtungs⸗Geſetze die Fiſchereirechte nicht 
aufgehoben worden, demnach der status quo des Jahres 1847 zu 
z A A er iſtreitiapei * verbleiben habe, werde auch dermalen die Frage, wem das Recht zu 
Zur e eee 5 eee ee fischen gebühre, nach den politiſchen Geſetzen geregelt, und da die Be⸗ 
Franz T., Director der Domäne K., gemeinſchaftlich mit Joſef H., urtheilung des Umfanges der politiſchen Geſetze und ihrer Wirkſam⸗ 
Fiſcher in K., richteten an die böhmiſche Bezirkshauptmannſchaft K. eine | keit auf Streitigkeiten gewiß in der Competenz der politischen und 
Eingabe, in welcher geltend gemacht wurde, daß die Domäne K. ſich | nicht der Gerichtsbehörden liege, ſeien auch in dem vorliegenden Falle 
ſeit unvordenklichen Zeiten im Beſitze und der Ausübung des Fiſcherei⸗ die politiſchen Behörden zu einer meritoriſchen Entſcheidung um fo 
rechtes in einer beſtimmten Strecke der Elbe eren Beſitze dieſes gewiſſer berufen, als ja die kreisamtliche Entſcheidung vom Jahre 1853 
Rechtes durch den kreisämtlichen Erlaß vom 30. Juni 1853, 3 9192 ein Präjudiz dafür bilde und § 31 des Waſſerrechtsgeſetzes die Streitig⸗ 
geſchütt worden ſei und dieſes Fiſchereirecht vom 1. dr: 1875 | keiten über Fiſchereirechte nicht der Competenz der politiſchen Behörden 
bis 30. October 1881 an Joſef H. verpachtet habe. — In neueſter entziehe, ſondern durch Verweiſung auf die Fiſchereiordnungen, die ja 
Zeit nun maße ſich die Gemeinde H. in einem Theile der vorerwühnten politiſche Geſetze feien, im Gegentheil die Competenz der politiſchen 
Elbeſtrecke — nämlich innerhalb der Gemeindegemarkung EG das Fi⸗ Behörden aufrecht erhalte. 
ſchereirecht an und habe dem Ueberſührer Wenzel K. in K. in dieſer Das k. k. Ackerbauminiſteriumm hat jedoch mit Erlaß vom 
Strecke zu fiſchen erlaubt, was dieſer auch thue und wodurch derſelbe 30. November 1877, 3. 13350 dem Miniſterialrecurſe keine Folge 
das Recht der Domäne K. und ihres Pächters ſtöre. — Die Bezirks⸗ gegeben, da es ſich in dem vorliegenden Falle um eine von den Re⸗ 
hauptmannſchaft möge die Einſchreitenden in ihrem Rechte ſchützen, nach eurrenten behauptete Beſitzſtörung handelte, welche durch kein Geſetz der 
gepflogener Erhebung der Gemeinde H. und dem K. jeden Betrieb der] bei Beſitzſtörungen im Allgemeinen geſetzlich begründeten Judicatur der 
Fiſcherei in der erwähnten Elbeſtrecke unterſagen und den Gemeinde⸗ Gerichte entzogen fei. eee 
vorſteher und K. wegen der Uebertretung des Waſſerrechtsgeſetzes zu ̊1mñ?ké᷑“4ae 5 
einer Geldftrafe von 20 fl. verurtheilen. 1 ft) g 
Die un wenne K. ſtellte dieſe Eingabe den Ein⸗ Sd “er a des wi 105 1 1 10 5 
667785 ; an ihr Gef da es ſich um eine Majeſtät haben den Landespräſtdenten im Herzogthume Krain 
0 Hande fende e f 1 85 f des 8 300 a. b. | 9 Ritter v. Widmann zum Statthalter im Herzogthume Ob der Enns 
G. B. nicht in Verhandlung genommen werden kann, und daß ſich wegen Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmännern Karl Matzenauer, 
Beſitzſtörung an das competente Bezirksgericht um Abhilfe zu wenden ſei. Wilhelm Worikowsky Ritter v. Kundratitz in Brüx und Ferdinand Haas 


ie id ri ie K.'er Domänendirection und | in Cil den Titel und Charakter von Statthaltereiräthen tayfrei verliehen. 
Gegen dieſen Beſcheid rerurrirte d e möge in Anbetracht deſſen | Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Handelsminiſterium Dr. 


Heinri itter v. Wi rei ei N i 

daß die Gerichtsbehörden alle Angelegenheiten, bei denen es ſich um ein belt n r . 
Waſſer⸗ oder Fiſchereirecht handelt, der Competenz der politiſchen Be⸗ Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretüär im Finanzminiſterium 
hörde unterworfen erklären, in der Erwägung, daß das Waſſerrecht die m et zum Regierungsrathe und Director des Hauptpuncirungs⸗ 
Regelung der Benützung der Gewäſſer zur Fiſcherei einer erſt zu er⸗ 16 Der Miniſter des Innern hat den Statthaltereiſecretär Conſtantin Ga⸗ 
laſſenden Fiſchereiordnung anheimgeſtellt, ſomit die früheren formellen faſſo zum Bezirkshauptmann in Dalmatien ernannt. 

und materiellen geſetzlichen Vorſchriften über die Fiſcherei unberührt ge⸗ Der 1 5 5 A e 921 den e 1 85 Lud- 
laſſen habe; in weiterer Erwägung, daß das Recht zur Ausübung | mann zum Ytechnungsrathe bei der Krainer Landesregierung ernannt. 

= 80 0 in Flüßen, insbeſondere der Elbe, nach der bisherigen S. a ar N u ee . 0 zum 
Geſetzgebung nicht als Privatrecht, ſondern als ein, der früheren dee ae A 


ee Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Franz Kopriwa und die 
Domäne zuſtehendes Regahrecht erſcheine, das gemäß der Miniſterial⸗ Finanzeommiſſäre Alexius Danzer und Adalbert Lemoch zu Steuer⸗Ober⸗ 
verordnung vom 31. Jänner 1852, Z. 466 R. G. Bl., durch die 


inſpectoren für den Bereich der Finanz⸗Landes direction in Prag ernannt. 
Geſetze über die Entlaſtung von Grund und Boden nicht aufgehobensnsn˖ e 


worden, endlich in der Erwägung, daß über die Frage, ob dem ehe— 
maligen Dominium K. das Fiſchereirecht in der Elbe zuſtehe, bereits 
im Jahre 1853 von der damals competenten politiſchen Behörde die 
bezogene bejahende Entſcheidung getroffen worden ſei, die abweiſende 
Entſcheidung abändern und der Bezirkshauptmannſchaft K. die meri⸗ Lottoamts⸗ und Caſſecontrolorsſtelle beim k. k. Lottoamte in Graz in der 
toriſche Entſcheidung des Geſuches der Recurrenten a Aa . es 15 en often 1 100 421955 
Die böhmiſche Statthalterei hat dieſem Recurſe keine Folge ge⸗ Rangsclaſſe, dann einige Offtetals⸗ un 1 der zehnten 
geben, „weil Ei 10 1 der Gewäſſer zur Fiſcherei nach $ 31 des 1070 e d 2840 bei den k k. Lottoämtern, bis Mitte Jänner 
Geſetzes vom 28. Auguſt 1870 nicht durch das Waſſergeſetz, ſondern 


durch die bisher noch aufrecht beſtehenden Fiſchereiordnungen geregelt u Hiezu als Beilage: Bogen 31 und 32 der 
*) Bol. dieſe Beitfhrift Jahrgang 1873, Nr. 13; Jahrg. 1874, Nr. 36. Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes. 


Druck der k. Wiener Zeitung. Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


Joſef H. an die Statthalterei und baten, die} 


Erledigungen. 


Bezirkscommiſſärsſtelle im Status der politiſchen Verwaltungsbehörden 
in Kärnten in der neunten Rangsclaſſe eventuell a in 
der zehnten Rangsclaſſe und eine Conceptsprakticantenſtelle mit 500 fl. Adjutum 
jährlich, bis Ende Jänner 1878. Amtsbl. Nr. 284.) 


